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Bundesgerichtshof entscheidet über Online-Durchsuchungen

Der Bundesgerichtshof (BGH) entscheidet am Montag, ob die Polizei Computer
heimlich online durchsuchen darf, gab das Karlsruher Gericht am heutigen Freitag
laut dpa bekannt.

Mit dem Beschluss will der BGH klären, ob die bisherigen gesetzlichen Grundlagen für Online-
Durchsuchungen ausreichen. Ein BGH-Ermittlungsrichter hatte dies im Februar des
vergangenen Jahres bejaht, ein anderer Ermittlungsrichter hatte dagegen im November das
heimliche Ausforschen von Computerfestplatten für unzulässig erklärt. Die Bundesanwaltschaft
hat Beschwerde eingelegt, so dann nun der 3. Strafsenat eine abschließende Entscheidung
fällen muss. Anzeige

BGH-Ermittlungsrichter Ulrich Hebenstreit hatte eine Anwendung der Vorschrift über die
Hausdurchsuchung schon deshalb abgelehnt, weil diese offen und in Anwesenheit des
Betroffenen stattfinde, während das Ausspähen von Daten mithilfe eines Trojaners heimlich vor
sich gehe. Er verglich solche Maßnahmen mit dem großen Lauschangriff, weil die auf einem
Computer gespeicherten Daten oft ähnlich sensibel seien wie eine vertrauliche Unterhaltung in
den eigenen vier Wänden. Angesichts der Datenfülle könne der Betroffene zudem zum
"gläsernen Menschen" werden; gespeicherte Dateien könnten mitunter auch Tagebuchqualität
haben. Ein derart gravierender Eingriff in die Rechte Betroffener könne nicht ohne
eigenständige gesetzliche Grundlage angeordnet werden, argumentierte der Richter.

Die Entscheidung ist politisch brisant, weil das Bundesinnenministerium erst vor kurzem die
technischen Voraussetzungen für Online-Durchsuchungen beim Bundeskriminalamt verbessern
wollte. Damit sollten nach Ansicht von Bundesinnenminister Wolfgang Schäuble unter anderem
die Aufklärung möglicher Terrorplanungen verbessert werden. Wenn der BGH die Vorschriften
der Strafprozessordnung als nicht ausreichend einstuft, müsste dafür zunächst eine Regelung
geschaffen werden.

Im nordrhein-westfälischen Verfassungschutzgesetz ist die Möglichkeit zur Online-
Durchsuchung bereits seit kurzem festgehalten; dagegen ist aber eine Verfassungsklage
geplant. Schäuble hatte die Möglichkeit für einen "Bundestrojaner" in seinem 132 Millionen
Euro schweren Programm zur Stärkung der inneren Sicherheit anfangs nur angedeutet. Als
"Bundestrojaner" wird inoffiziell der Teil eines Programmes bezeichnet, der Spyware-Code auf
einen PC einschleust, damit eine Online-Durchsuchung durch die Strafverfolgungsbehörden
oder Geheimdienste möglich wird. Auf eine Anfrage der Grünen hatte das
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Bundesinnenministerium dann Anfang Januar mitgeteilt, dass für die Programmierung der
Software zwei Programmierstellen notwendig seien, die teils aus laufenden Mitteln, teils von
Mitteln aus dem Programm zur Stärkung der Inneren Sicherheit bezahlt werden. Insgesamt soll
das Tool zur Online-Durchsuchung nicht mehr als 200.000 Euro kosten.

Unterstützung bekam Schäuble vor kurzem vom Dieter Wiefelspütz, Innenexperte der SPD-
Fraktion im Bundestag. Er ist zwar der Ansicht, dass für die "Online-Durchsuchung" gegenwärtig
keine angemessene Rechtsgrundlage gebe. Wiefelspütz sprach sich aber dafür aus, "dass man
da ran kann, wenn es wichtige Gründe gibt". Daher müsse man darüber diskutieren, "was denn
da eigentlich so privat ist" im Online-Bereich und "was das Schlafzimmer im Internet" sei. Es
könne nicht sein, dass "wir wunderbare technische neue Welten schaffen und die Sicherheit
hinterherhinkt". Neben den datenschutzrechtlichen Aspekten und den Erwägungen über
Verletzung der Grundrechte kommen in der politischen Diskussion die technischen
Unwägbarkeiten und die mögliche Unwirksamkeit eines Bundestrojaners, die sich angesichsts
der heutzutage gegen kriminelle Machenschaften von Viren- und Trojanerschreibern sowie
Botnetzbetreibern empfohlenen Schutzmaßnahmen für Internetnutzer ergeben, kaum vor. Für
den Bundesgerichtshof zumal dürften diese Fragen aus grundsätzlichen Überleungen heraus
keine Rolle spielen.
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